
Rot-Grün zwischen 
idealistischer Program-
matik und realistischer
Außenpolitik

Die außenpolitische Halb-
zeitbilanz der Regierung
Schröder/Fischer liest sich
wie ein Kapitel aus dem re-
alpolitischen Lehrbuch: Die
machtpolitische Logik der
internationalen Politik ist
stärker als idealistische
Wunschvorstellungen. Das
ist die Erfahrung, die die rot-
grüne Regierung machen
musste, die aber von beiden
Parteien noch längst nicht
verarbeitet worden ist.
Anfangs hatte die Regierung
Schröder/Fischer zur Ver-
blüffung vieler Parteifreun-
de die Kontinuität mit der
bisherigen Außenpolitik be-
schworen. Aber Fischer
hatte sich beeilt zu erklären,
die „Betonung der Kontinui-
tät“ solle „die Vorausset-
zung für neue Spielräume“
schaffen. Wie das zu verste-
hen war, hatte Ludger Vol-
mer, kurz bevor er Fischers
Staatsminister im Auswärti-
gen Amt wurde, in dankens-
werter Offenheit erläutert:
Es gehe um einen Paradig-
menwechsel von einer am
Realismus orientierten Poli-
tik zum „politischen Pazifis-
mus“, der freilich nur „gra-
dualistisch“ vorgenommen
werden könne. Die „Re-
formprojekte“ der „Frie-

denspolitik“ dürften „die
Akzeptanz der internationa-
len Gemeinschaft nicht stra-
pazieren“, müssten sich
„gleichwohl signifikant von
der (zuvor) amtierenden
Regierung unterscheiden“.
Im Koalitionsvertrag und 
in der Regierungserklärung
stand für diese neue Politik
das außenpolitische Erken-
nungswort der Linken: die
„Zivilisierung der internatio-
nalen Beziehungen“. Beide
Parteien versprachen, die
neue Bundesregierung wer-
de „sich aktiv dafür einset-
zen, das Gewaltmonopol
der Vereinten Nationen zu

bewahren“ und die NATO-
Strategie durch den „Ver-
zicht auf den Ersteinsatz von
Atomwaffen“ zu ändern; in
der europäischen Umwelt-
politik werde sie „eine Vor-
reiterrolle“ übernehmen.
Schon bei den ersten „gra-
dualistischen“ Schritten in
diese Richtung (die wohl
noch in Erinnerung sind)
zeigte sich, dass die „Akzep-
tanz“ der atlantischen bezie-
hungsweise europäischen
Staaten überstrapaziert wur-
de. Die „Reformprojekte“
waren zum Scheitern ver-
urteilt. Die radikale Kurs-
änderung in Richtung Real-
politik vollzog die Regie-
rung Schröder/Fischer mit

40

Nr. 372/November 2000

der aktiven Beteiligung 
der Bundeswehr an dem
Kampfeinsatz der NATO ge-
genüber Jugoslawien, ohne
UNO-Mandat. Die von Rot-
Grün neu eingekleidete
UNO stand plötzlich – wie in
Andersens Märchen – nackt
da. Schröder entdeckte
jetzt, dass die NATO Inhalt
der Staatsräson Deutsch-
lands sei. Und er konnte sich
glücklich schätzen, dass es
kein Gewaltmonopol der
UNO gab, gegen das er sonst
verstoßen hätte. Um die Grü-
nen und die linken Sozialde-
mokraten bei der Fahne zu
halten und die Regierungs-
macht zu retten, wurde die
menschenrechtlich-morali-
sche Motivation extrem
überhöht und verabsolu-
tiert. Der erste (nicht erklär-
te) Krieg, den die Bundes-
republik Deutschland führ-
te, wurde als Kreuzzug für
die Menschenrechte, die Zi-
vilreligion der Demokra-
tien, gerechtfertigt. Die wei-
ßen Bettlaken der „Frie-
densbewegung“ blieben in
den IKEA-Schränken und
die grünen Politiker auf den
Regierungsbänken, denn
sie erkämpften ja das Men-
schenrecht. Nachträglich
meinte Fischer, seine Ko-
sovo-Politik sei bisweilen
„missverstanden“ worden;
zwar hätten moralische
Prinzipien eine große Rolle
gespielt, „aber im Kosovo
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ging es primär um die regio-
nale Sicherheit in Südost-
europa, die direkte Auswir-
kung auf ganz Europa hat“.
Fischer erinnerte sich offen-
bar an seine frühere realisti-
sche Einsicht (die freilich
der grünen Orthodoxie ein
Gräuel ist und als Häresie
gilt), dass das „Schwerge-
wicht der machtpolitischen
Realitäten“ das internatio-
nale System „dominiert“
und dass die „machtpo-
litischen Realitäten“ „in ih-
ren institutionellen Formen
und in den ,Figuren’ der in-
ternationalen Machtvertei-
lung in einem hohen Maße
von subjektiven Motiven
und Ideologien unabhän-
gig“ seien (Risiko Deutsch-
land, Köln 1994). Jetzt offen-
barte der Außenminister sei-
nen grünen Freundinnen
und Freunden, er betreibe
keine grüne, sondern deut-
sche Außenpolitik.
Inzwischen ist der Kosovo-
Krieg – wie vorausgesagt –
zum Katalysator der deut-
schen und der europäi-
schen Politik geworden. Die
rot-grüne Regierung – welch
schöne Ironie der Ge-
schichte! – baut die Bundes-
wehr zu einer Krisenin-
terventions-Streitmacht um.
Sie gab den Anstoß für den
Aufbau einer EU-Eingreif-
truppe (Kölner EU-Gipfel)
und beteiligt sich seither tat-
kräftig an der Realisierung

dieses Projektes. All dies
würde, wenn die jetzigen
Regierungsparteien noch in
der Opposition wären, als
„Militarisierung“ der deut-
schen und europäischen
Außenpolitik diffamiert und
erbittert bekämpft (mit Mas-
sendemonstrationen und
bewusster Verletzung des
realen Gewaltmonopols,
nämlich des innerstaatli-
chen). In der Regierungsver-
antwortung können sich 
Sozialdemokraten und Grü-
ne den Realitäten und 
der machtpolitischen Logik 
der internationalen Politik
nicht entziehen – zumindest
nicht in den Kernbereichen
operativer Außenpolitik.
Die Widersprüche zwi-
schen Realpolitik und linker
Ideologie blieben und blei-
ben freilich im Regierungs-
handeln weiterhin beste-
hen, was zum Beispiel die
Türkei-Politik und die In-
dien-Politik belegen. Die
akademische Klientel wird
durch idealistische Rheto-
rik und durch die Projektgel-
der der neuen Stiftung
Friedens- und Konfliktfor-
schung befriedigt. Beunru-
higt durch Scharpings Poli-
tik, die Bundeswehr europa-
und allianzfähig zu ma-
chen, mag sich die linke An-
hängerschaft mit der (leider
nicht unbegründeten) Hoff-
nung trösten, dass die Haus-
haltsmittel nicht in hinrei-
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chendem Maße zur Ver-
fügung gestellt werden. Am
Ende der Legislaturperiode
wird man die Taten an den
Worten messen können.
Zu Beginn der zweiten Halb-
zeit ist speziell die für
Deutschland lebenswichti-
ge Europapolitik der Regie-
rung ambivalent. Da ist ei-
nerseits die große „Vision“
von der „Europäischen Fö-
deration“ und einer par-
lamentarischen Verfassung
für ein heterogenes Gebilde
aus etwa dreißig Staaten –
eine Vision, die Fischer nur
als Privatmann vorgetra-
gen hat; von der er also 
noch nicht einmal seine 
Kabinettskollegen und den
Kanzler überzeugen konn-
te. Wie kann er da auf die Zu-
stimmung der anderen EU-
Staaten hoffen? Anderer-
seits werden (im Rekurs 
auf das – im Übrigen von
Fischer falsch zitierte –
Kerneuropa-Konzept von
Schäuble/Lamers) prakti-
kable „Zwischenschritte“
vorgeschlagen, beginnend
mit dem Ausbau der „ver-
stärkten Zusammenarbeit“
in den verschiedenen Poli-
tikbereichen. Das heißt im
Klartext, dass verschiedene
Kerngruppen mit unter-
schiedlichen Mitgliedschaf-
ten entstünden. Vorausset-
zung ist, dass die Nizza-Kon-
ferenz die Ausdehnung der
„verstärkten Zusammen-
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arbeit“ durch die Beseiti-
gung der Veto-Bestimmung
aller EU-Mitglieder erleich-
tert. Während bei dem 
Kerneuropa-Konzept von
Schäuble/Lamers der Ge-
danke einer föderalen Ver-
fassung mit Parlamentari-
sierung Sinn machte (der al-
lerdings damals, 1994, abge-
lehnt wurde), ist dieser Ge-
danke für die verschiede-
nen Kooperationskerne, für
ein „Gravitationszentrum“
oder gar für die Gesamt-
union der Dreißig geradezu
aberwitzig – es sei denn,
man nennt die notwendi-
ge Kompetenzabgrenzung
zwischen der Union und
den Mitgliedstaaten „Verfas-
sung“ und weckt damit un-
erfüllbare Hoffnungen, de-
ren Enttäuschung unver-
meidlich zu Frustrationen
führt. Eine EU-Politik, die
eine „Europäische Födera-
tion“ im Sinne Fischers an-
streben würde, wäre nicht
konsensfähig, sondern ein
Spiel mit Dynamit. Der fran-
zösische Außenminister Vé-
drine hat denn auch ge-
warnt, dass das Fischer-
Projekt „tief greifende Mei-
nungsverschiedenheiten
zwischen den Mitgliedstaa-
ten hervorrufen und schü-
ren“ und damit die konkrete
Reformarbeit behindern
werde.
Ungeachtet aller Ungereimt-
heiten und Widersprüche ist

aber ein positiver Sachver-
halt bemerkenswert, näm-
lich dass die Vorstellungen
der deutschen und der fran-
zösischen Regierung von ei-
ner differenzierten Integra-
tion (notfalls auch außer-
halb des EU-Vertrages) sich
weitgehend decken und
Deutschland und Frank-
reich (gegebenenfalls auch
Großbritannien) zur Füh-
rung bereit sind. Schröder
hat sich in seiner Rede vor
der französischen National-
versammlung ausdrücklich
das französische Konzept
der „Macht Europa“ (Europe
puissance) vollinhaltlich zu
Eigen gemacht; und Kanz-
ler, Außen- und Verteidi-
gungsminister haben den
Beitrag Europas zu der Ent-
stehung einer multipolaren
Welt wiederholt als notwen-
dig bezeichnet und sehen
darin – wie Frankreich – die
weltpolitische Ratio der 
europäischen Integration.
Wenn die deutsche Außen-
politik von der Regierung
Schröder/Fischer in der
zweiten Halbzeit konse-
quent in die beiden säkula-
ren internationalen Ten-
denzen (nämlich Multipola-
risierung und regionalisti-
sche Antwort der Staaten
auf die Herausforderung 
der Globalisierung und der
Übermacht der USA) einge-
fügt wird, liegt dies im deut-
schen Interesse und kann
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deshalb auch von der Oppo-
sition gewürdigt und unter-
stützt werden. Genauer ge-
sagt: Die CDU/CSU muss auf
die genannten Widersprü-
che in der Koalition auf-
merksam machen und die
tatsächliche Einlösung der
realistischen Grundsatzent-
scheidung der Regierung
einfordern; sie sollte die
Konsequenzen, die sich aus
der unabweislichen „diffe-
renzierten Integration“ der
erweiterten EU ergeben, klä-
ren und Deutschlands Rolle
in dem neu zu tarierenden
integrativen und kooperati-
ven Gleichgewicht überzeu-
gend definieren; die Union
wäre gut beraten die macht-
politische Begründung der
Europapolitik, wie sie
Schröder in Paris vorge-
nommen hat, aber zu 
Hause (und mit Rücksicht
auf die linke Gefolgschaft)
ausblendet, aufzugreifen
und die deutsche Öffent-
lichkeit darüber aufzuklä-
ren, dass es bei den EU-Re-
formen und der EU-Erweite-
rung um die „Machtfrage“
(Janning), um aufgeklärte
Gleichgewichtspolitik geht
– erst wenn ihr dies gelingt
wird sich der ideologische
Nebel lichten und die drin-
gend notwendige rationale
Diskussion über die deut-
sche Außenpolitik zustande
kommen.
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